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Antrag 

der Fraktion der SPD 


Kunst am Bau 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag tritt nachdrücklich für den Erhalt der 
Richtlinie K 7 „Kunst am Bau" ein. Er fordert die Bundesregierung 
auf, an der Substanz dieser Richtlinie festzuhalten. Es bedarf 
weiterhin einer grundsätzlichen Regelung, die die Verbindung 
von Kunst und Architektur an jedem öffentlichen Gebäude sicher- 
stellt. 

Der Deutsche Bundestag sieht in der Richtlinie K 7 „Kunst am 
Bau" ein wichtiges Instrument der Förderung von Kunst und 
Kultur. Insbesondere wird dadurch ein wichtiger Beitrag zur Ver- 
bindung von bildender Kunst und Architektur geleistet. „Kunst 
am Bau" stellt eine Bereicherung an öffentlichen Bauten dar und 
fordert die ästhetische Wahrnehmung der Menschen heraus. 

Bonn, den 20. Juni 1994 


Hans-Ulrich Klose und Fraktion 
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Durchschnittsbetrag angeben, getrennt nach der Zeit vor der 
Gesetzesänderung und danach. Es ist zwischen natürlichen 
Personen und juristischen Personen zu trennen.) 

3. Wie hat sich die Einbeziehung der Minderkaufleute in den 
Grundbetrag und die Umlage ausgewirkt (Die Darstellung des 
Ergebnisses wie bei Frage 2)? 

4. Wie hat sich die Abkehr vom Gewerbesteuermeßbescheid als 
Grundlage für Grundbeträge und Umlagen für die übrigen 
Mitglieder der IHK ausgewirkt (Die Darstellung des Ergebnis- 
ses wie bei Frage 2)? 

5. Wie hat sich die Zahllast innerhalb der Kammermitglieder 
durch die Gesetzesänderung verschoben (Die Darstellung soll 
wie bei Frage 2 sein, wobei bei 48 000 DM Gewinn aus Gewer- 
bebetrieb eine Trennung erfolgen soll)? 

6. Wie viele Bescheide, aufgeschlüsselt nach den einzelnen Indu- 
strie- und Handelskammern, haben diese nach altem Recht 
versandt, wie viele nach neuem Recht? 

7. Wie hoch ist die Zahl der Rechtsbehelfe, die gegen die neuen 
Bescheide eingelegt wurden? 

8. Da die Industrie- und Handelskammern von ihren Mitgliedern 
Zwangsbeiträge erhebt, müssen die Ausgaben unter der 
Beachtung der gesetzlichen Regeln stehen. 

Wie beurteilt deshalb die Bundesregierung den Sachverhalt, 
wenn eine örtliche Industrie- und Handelskammer einem Ver- 
ein als Mitglied angehört, ohne daß ein rechtlicher Zwang zu 
dieser Mitgliedschaft besteht. 

Bonn, den 20. Juni 1994 
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